Pressemitteilung


18.01.2001

SPD-MdB Friese für weitere Bündnisse:

„Aktiv gegen Rechtsextremismus“

Für weitere örtliche Bündnisse gegen Rechtsextremismus nach dem Vorbild der in der Stadt Heilbronn ins Leben gerufe​nen „Allianz aller Demokraten“ plädiert SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese. Denn diese Allianz, so sein Fazit anläßlich des Neujahrsempfangs der SPD-Kreisverbände im Unterland, „steht beispielhaft für Zivilcourage und Kreativi​tät“. Der Abgeordnete sieht in ihr „eine Gegenoffensive derer, die deutlich sagen: Wir dulden keinen Haß und keine Aggres​sionen gegen Menschen anderer Haut​farbe, Religion und Wesensart“.

„Tag für Tag“, so Friese, „werden wir mit den Auswirkungen von Rechtsextremis​mus und fremdenfeindlicher Gewalt kon​frontiert“. Der Umgang mit diesem Thema dürfe sich jedoch nicht auf die Kenntnis​nahme der Medienberichte und wissen​schaftlicher Analyen beschränken. Viel wichtiger ist für ihn, „daß Menschenver​achtung und Gewalt nicht hingenommen werden und daß sich in den Regionen, in den Städten und Gemeinden Initiativen finden, die sich dem Rechtsextremismus entgegenstellen“.

Friese: „Von Möckmühl bis Lauffen, von Eppingen bis Wüstenrot sind alle aufge​rufen, Vorurteilen und rechtsextremer Propaganda  zu widersprechen, Zivilcou​rage zu zeigen und sich in Vereinen und Initiativen zu engagieren, die Integrations​arbeit für unsere ausländischen Mitbürge​rinnen und Mitbürger leisten oder zur Auf​klärung über Rechtsextremismus, Frem​denfeindlichkeit, Antisemitismus und Ge​walt beitragen“.

Für den Abgeordneten ist das der Beleg dafür, „daß es in Deutschland „keine schweigende Mehrheit gibt, die rechtsra​dikale Täter und ihre menschenfeindlichen Taten hinnimmt oder gar gutheißt“. Auf​gabe aller gesellschaftlichen Kräfte müsse sein, „diese Allianz aller Demokraten noch stärker zu machen“.

„Denn diejenigen, deren Ausländerhaß sich inzwischen gegen jeden richtet, der auch nur fremdländisch aussieht, dürfen sich nicht sicher fühlen“, appelliert Friese. Rechtsradikale sollen nicht davon ausge​hen können, „ihr schmutziges politisches Geschäft unbehelligt und ohne Konse​quenzen erledigen zu dürfen“. Hier könne der Staat einiges, aber nicht alles richten. Mit der vielzitierten „Härte des Gesetzes“ werde es allein nicht getan sein. Friese zieht daher das Fazit, „daß zur wehrhaften Demokratie nicht nur das Verbot einer Partei wie der NPD gehört, sondern auch, daß wir Demokraten öffentlich hinstehen und Flagge zeigen“.

